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Ernährung im Fokus
Der vom Bundestag einge-
setzte Bürgerrat Ernährung
hat Vorschläge für eine ge-
sündere Ernährung vorge-
legt. Dazu gehören unter
anderem ein kostenfreies
Mittagessen für alle Kin-
der, eine gesunde Gemein-
schaftsverpflegung etwa in
Pflegeeinrichtungen, eine
Altersgrenze für Energy-
drinks und geringere Steu-
ern auf gesunde Lebens-
mittel. Die Ideen des Bür-
gerrats sind nicht bindend.
Eine Ernährungsstrategie
für Deutschland hat fast
zeitgleich das Bundeskabi-
nett verabschiedet. Pläne
für Steuersenkungen sind
darin nicht enthalten. dpa

Kritik an
Ökonomisierung
Die neu gegründete Partei
„Bündnis Sahra Wagen-
knecht – Vernunft und Ge-
rechtigkeit“ will sich gegen
Privatisierungen im Ge-
sundheitswesen einsetzen.
In der Gesundheitspolitik
brauche es einen grundle-
genden Kurswechsel, sag-
te Amira Mohamed Ali.
Grundproblem seien die
zunehmende Privatisierung
und Ökonomisierung. Mo-
hamed Ali übernimmt mit
Sahra Wagenknecht den
Vorsitz der Partei. Diese will
auch Expertenräte grün-
den, um die Pandemie poli-
tisch aufzuarbeiten. lau

In Nordrhein-Westfalen (NRW) werden 24,5
zusätzliche Kassensitze für die psychothera-
peutische Versorgung geschaffen. Das gab das
Ministerium für Arbeit, Gesundheit und So-
ziales (MAGS) bekannt, das die neuen Sitze
zusammen mit den Kassenärztlichen Vereini-

gungen Nordrhein und West-
falen-Lippe sowie den Landes-
ausschüssen der Ärzte und Kran-

kenkassen geschaffen hat.
Ausgewiesen werden sie ge-
zielt für ländliche und struk-
turschwache Regionen.

Grundsätzlich begrenzen
bundesgesetzliche Regelun-

gen die Zahl der Psychothera-
peutinnen und Psychotherapeuten,

die sich in bestimmten Planungsre-
gionen niederlassen können. Nach § 103

Abs. 2 Satz 4 SGB V können die Gesund-
heitsministerien der Länder jedoch seit 2019
in ländlichen oder strukturschwachen Teil-
gebieten von gesperrten Planungsbereichen
zusätzliche Sitze für einzelne Arztgruppen
oder Fachrichtungen einrichten lassen.

Nordrhein-Westfalen ist neben
Schleswig-Holstein das erste Bun-
desland, das von dieser Ausnah-
meregelung zur Stärkung der psy-
chotherapeutischen Versorgung
Gebrauch macht.

„Wir begrüßen es sehr, dass
das MAGS aktiv geworden ist und
die Einrichtung zusätzlicher Sitze
veranlasst hat“, sagte Gerd Höh-
ner, Präsident der Psychothera-
peutenkammer NRW. „Der Kam-
mervorstand weist schon länger
darauf hin, dass Patientinnen
und Patienten in manchen Regio-
nen unzumutbar lange auf einen
freien Psychotherapieplatz war-
ten müssen.

Das Ministerium hat nach
eigenen Angaben zunächst die
Bereiche mit den niedrigsten
Versorgungsgraden in den Blick
genommen. Insgesamt gibt es in
NRW rund 5 500 Psychothera-
peutensitze. PB

Vertragsärztliche Versorgung

Neue Psychotherapeutensitze in NRW
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Geflüchtete Menschen

Kritik an eingeschränkter
Gesundheitsversorgung

Die Bundespsychotherapeutenkammer (BPtK),
ärztliche Fachverbände und Organisationen
kritisieren eine Änderung des Asylbewerber-
leistungsgesetzes, nach der Geflüchtete in
Deutschland doppelt so lange wie bisher von
der Regelversorgung ausgeschlossen werden.
„Wer von Krieg oder Flucht traumatisiert ist,
kann nicht drei Jahre auf eine Psychotherapie
warten. Psychisch kranke Menschen benöti-
gen frühzeitig psychotherapeutische Versor-
gung – unabhängig von der Herkunft“, sagt
Andrea Benecke, Präsidentin der BPtK.

Mit dem am 18. Januar beschlossenen
Rückführungsverbesserungsgesetz hat der
Deutsche Bundestag auch eine Änderung des
Asylbewerberleistungsgesetzes beschlossen,
nach der Geflüchtete statt wie bisher 18 Mo-
nate zukünftig 36 Monate lang nur einge-
schränkte Gesundheits- und Sozialleistungen
erhalten. Das Asylbewerberleistungsgesetz
gewährt in diesem Zeitraum nur eine Akut-
und Schmerzbehandlung. Psychotherapie
wird nur in Einzelfällen genehmigt.

In einem gemeinsamen Positionspapier mit
der Deutschen Gesellschaft für Psychiatrie und
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Psychotherapie, Psychosomatik und Nerven-
heilkunde (DGPPN), Ärzte der Welt sowie der
Bundesweiten Arbeitsgemeinschaft der psy-
chosozialen Zentren für Flüchtlinge und Folter-
opfer (BAfF) macht die BPtK auf die gesundheit-
lichen Folgen der Beschränkung aufmerksam.
Sie appellieren an die Bundestagsabgeordne-
ten, sich gegen eine Änderung auszusprechen.

„Die Änderung hat gravierende Auswir-
kungen auf die Versorgung psychisch kranker
Geflüchteter“, mahnt BPtK-Präsidentin Ben-
ecke. Unbehandelt oder zu spät behandelt
könnten sich psychische Erkrankungen ver-
schlechtern oder chronifizieren und sich die
Behandlungskosten erhöhen. Mit der Ände-
rung werde es für Geflüchtete noch schwerer,
psychotherapeutische, psychosoziale oder
psychiatrische Unterstützung zu erhalten. PB

Im größten Bundesland
Deutschlands sind rund
5 500 Psychotherapeuten
niedergelassen.
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